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BKSB-Geschäftsstelle 
 

 

Stellungnahme zum Referentenentwurf  
eines Gesetzes zur Stärkung der Pflegekompetenz  

(Pflegekompetenzgesetz – PKG) 
  
Der BKSB bedankt sich für die Beteiligung am Verfahren. Eine Stellungnahme kann bedingt 
durch den Umfang des Entwurfs und der Kürze der Frist sowie die Erkrankung einer mitar-
beitenden Person leider nicht zu allen Inhalten des Entwurfs und nicht in der notwendigen 
Tiefe erfolgen. 

 

Vorab einige grundsätzliche Anmerkungen: 
 
Bei einem „Pflegekompetenzgesetz“ würde man vermuten, dass es dabei um die Kompeten-
zen von Pflegefachkräften geht. So war es auch geplant und dies tut es durchaus auch. Aber 

sozusagen „im Vorbeigehen“ werden noch eine Vielzahl von anderen Dingen geregelt, die 
zum Teil erhebliche Auswirkungen auf die Pflegeinfrastruktur in Deutschland haben werden.  
 
Wir sind der Auffassung, dass dies der Sache nicht zuträglich ist. Praktisch aus dem Nichts 

eine Vielzahl neuer Baustellen in der Pflege aufzumachen, keine der Regelungen systema-
tisch zu Ende zu denken und nicht schlüssig darzulegen, warum man die angedachten Rege-
lungen überhaupt so schnell und unausgegoren in die Welt bringen muss, gefährdet die Si-
cherstellung der pflegerischen Versorgung in Deutschland. 

 
Es kann zwar keinen Zweifel geben, dass es durchgreifender struktureller Reformen in der 
Pflege braucht. Hier sei insbesondere die Sicherung ausreichender Personalressourcen, die 
Entbürokratisierung, die wirtschaftliche Sicherung der Pflegeeinrichtungen und die Verbesse-

rung der Durchlässigkeit zwischen ambulanter und stationärer Versorgung genannt.  
 
Aber es stellen sich bei der Durchsicht des Entwurfs doch etliche Fragen: Aus welchem Grund 
muss z.B. noch erforscht werden, ob Pflegefachkräfte den Pflegebedarf feststellen können? 

Beim Medizinischen Dienst tun dies Pflegefachkräfte seit vielen Jahren jeden Tag. 
 
Wie soll dieses Gesetz, in dem Pflegefachkräften allenfalls „Kompetenzchen“ zugetraut wer-
den, dazu beitragen den Beruf aufzuwerten? 
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Um die Vielfalt in diesem Gesetz zu erhöhen, werden auch noch neue Ideen zur Entgeltver-
handlung entwickelt. Das grundlegende Problem der aktuellen Situation in diesem Bereich ist 
das Machtungleichgewicht zwischen Kostenträgern und Leistungserbringern und ganz beson-
ders der durch die Kostenträger immer wieder vollzogene und nicht sanktionierte Regelbruch.  

 
Auch jetzt sind die Kostenträger bereits gehalten, Fristen zu beachten. Auch jetzt sind willkür-
liche Forderungen nach Unterlagen nicht zulässig. Es hat jedoch keine Folgen für die Kosten-
träger, wenn sie sich nicht an die Spielregeln halten.  

 
Insgesamt sind wir daher der Auffassung, dass dieser Gesetzentwurf dringend einer Überar-
beitung bedarf.  
 

 

Und hier unsere Stellungnahme im Einzelnen: 
 

 

1. Alternative Wohnformen 
 
Der BKSB begrüßt die Bestrebungen alternative Wohnformen zu fördern. Bewährt haben 

sich ambulant betreute Wohngemeinschaften (ABWG), die im Leistungsrecht bereits im not-
wendigen Umfang verankert sind (bisher § 38a SGB XI). Die ABWG integriert die häusliche 
Pflege und schafft Freiräume für individuelle vertragliche Gestaltungen. § 45h SGB XI entwi-
ckelt diese Versorgungsform fort und trägt zur Qualitätssicherung bei. Wenn die teilstatio-

näre Pflege ausgeschlossen werden soll, dann ist allerdings der Wohngruppenzuschlag zu 
erhöhen. Außerdem bedarf es einer Regelung, die entsprechend dem Zuschuss zum Eigen-
anteil bei der stationären Pflege eine stufenweise Entlastung der Bewohnerinnen und Be-
wohner ermöglicht. Um diese Alternative zum Pflegeheim zu fördern, sollte bei ABWG auch 

der Entlastungsbetrag erhöht werden, um die Kosten für hauswirtschaftliche Versorgung und 
die 24/7-Betreuung finanziell abzustützen. 
 
Kritisch gesehen wird demgegenüber mit der gemeinschaftlichen Wohnform die Einführung 

eines weiteren Leistungssektors, der – obwohl „pflegeheimähnlich“ - ausschließlich ambu-
lanten Pflegeeinrichtungen vorbehalten sein soll. §§ 45i, 92c SGB XI widersprechen dem 
Bestreben, Sektorengrenzen abzubauen – im Gegenteil, es werden neue Sektoren geschaf-
fen und damit weitere Grenzen aufgebaut! Und das mit komplizierten gesetzlichen Regelun-

gen, die - ergänzt um sog. Empfehlungen (die aber offenbar verbindlich sein sollen) - ein 
neues bürokratisches Ungetüm schaffen werden.   

 
 

2. Pflegesatzverfahren 
 
Die Einschränkung der Rückwirkung von Pflegsatzvereinbarungen lehnen wir ab. Die auf-
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grund des Personalmangels bei Sozialhilfeträgern und der Komplexität des Pflegeversiche-
rungsrechts häufig verursachte überlange Verfahrensdauer darf nicht zu Lasten der Pflege-
einrichtungen gehen. Kostensteigerungen bleiben über viele Monate hinweg nicht refinan-
ziert. Der Zwang, bei laufenden Pflegesatzverhandlungen nur der Form halber einen Antrag 

bei der Schiedsstelle einzureichen, entbehrt jeglicher Sinnhaftigkeit. 
 
 

3. Auslastungsquote 
 

Trotz der dringenden Notwendigkeit sieht der Gesetzentwurf keine Ausführungen zur Aus-
lastungsquote vor. Dies ist in § 86 SGB XI den Pflegesatzkommissionen zu übertragen. Vo-
raussetzung ist allerdings, dass die Auslastungsquote sich an den Erfahrungswerten der 

Vergangenheit und der Prognose in die Zukunft orientiert und schiedsstellenfähig wird. Die 
Pflegesatzkommissionen müssen auch verpflichtet werden, unabhängig vom Risikozuschlag 
Regelungen zu treffen, die eine im Einzelfall abweichende Auslastung hinsichtlich der Fix-
kosten kompensiert. 

 
Als weitere Reaktionsmöglichkeit ist die abweichende Auslastung auch als Beispielsfall in 
§ 85 Abs. 7 SGB XI aufzunehmen. 
 

 

4. Verfahrensregelungen 
 
Es ist weder notwendig noch sinnvoll mit § 86a SGB X Verfahrensleitlinien für Pflegesatzver-
handlungen einzuführen. § 86 Abs. 3 SGB XI gibt diese Befugnisse der Selbstverwaltung in 

den Bundesländern. So finden derzeit z.B. in Bayern Verhandlungen dazu statt. Damit kön-
nen länderspezifische Besonderheit berücksichtigt werden. 
 
Ausdrücklich geregelt werden sollte, dass auf Länderebene derartige Verfahrensregelungen 

sowohl im Rahmenvertrag als auch in Beschlüssen der Pflegesatzkommission zu treffen 
sind. Beschlüsse der Pflegesatzkommission bzw. deren Scheitern müssen dann allerdings 
schiedsstellenfähig werden.   
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5. Tariftreue 
 
Die Regelungen zur Tariftreue sind systemwidrig und verfassungsrechtlich bedenklich ins 
Pflegeversicherungsrecht aufgenommen worden. Mit Informationspflichten und Kontrollrech-

ten wurde ein Verwaltungsaufwand geschaffen, der bei den Pflegekassen refinanziert wird, 
bei den Pflegeeinrichtungen aber nicht. Wenn auf die Vergütungen für Pflege- und Betreu-
ungskräfte sowie sonstige Beschäftigte der Pflegeeinrichtungen aus sozialstaatlichen Grün-
den positiv eingewirkt werden soll, dann ist eine angemessene Vergütung gesetzlich festzu-

legen. Anstatt die Tariftreue-Vorschriften zu reformieren und weiter zu verkomplizieren soll-
ten sie gestrichen und durch Mindestlohnvorgaben ersetzt werden.  
 
 

6. Umwandlung von Leistungsbeträgen der teilstationären und der häusli-
chen Pflege 

 
Die geplanten Umwandlungsvorschriften (§§ 45f und 45g SGB XI) sind abzulehnen. sie 
missachten die Notwendigkeit und Qualität pflegerischer teilstationärer und ambulanter Leis-

tungen. Niedrigschwellige Angebote sind sinnvoll, aber über den Entlastungsbetrag (der an-
gehoben werden sollte) zu finanzieren und nicht mit einer Kürzung der Pflegeleistungen. 
 

 

7. Kompetenzen der Pflege 
 
Hinsichtlich der Bestimmungen, die eigentlich die “Pflegekompetenzen” be-
treffen, verweisen wir auf die folgende Stellungnahme unseres Koopera-
tionspartners BWKG (Baden-Württembergische Krankenhausgesellschaft) zu 

diesem Thema, mit der wir die Anmerkungen besprochen haben und deren 
Aufassungen wir teilen: 
 

Ausübung von Heilkunde durch Pflegefachpersonen 
 
Die BWKG-Geschäftsstelle begrüßt und befürwortet nachdrücklich eine Erweiterung des Kompe-
tenzbereichs der Pflege und den Beginn der überfälligen Abkehr von dem überkommenen ärztlichen 
„Heilkundemonopol“ in Deutschland. Die im Gesetzentwurf getroffenen Regelungen stellen dabei 
einen ersten Schritt zur Stärkung der Kompetenzen der Pflege dar, dem weitere folgen müssen.  
 
Die Regelungen bleiben leistungsrechtlich weitgehend im bisherigen System der Übertragung von 
Aufgaben durch Ärzte, wobei nun aber die Möglichkeiten der Übertragung zur selbständigen Durch-
führung relevant erweitert werden.  
 
- Zu § 15a SGB V RE - Pflegerische Leistungen und heilkundliche Leistungen durch 

Pflegefachpersonen 
 

Laut § 15a Satz 1 SGB V-RE sind pflegerische Leistungen und heilkundliche Leistungen nach 
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dem SGB V und dem SGB XI durch Pflegefachpersonen zu erbringen.  
 
Die BWKG-Geschäftsstelle begrüßt und befürwortet nachdrücklich eine Anerkennung und 
Stärkung der pflegerischen Kompetenzen.  
 
Die vorgeschlagene Regelung ist hierfür allerdings ungeeignet und u. E. aus systematischen 
Gründen abzulehnen. Sie greift zu kurz und führt zu Verwirrung. Zum einen erbringen 
unzweifelhaft auch Ärzte im Rahmen des SGB V heilkundliche Leistungen. Zudem gibt  es weitere 
Berufsgruppen wie die Anästhesietechnischen und Operationstechnischen Assistenten, die eine 
breite Schnittmenge mit der Pflege haben und auch pflegerische Leistungen erbringen. Außer-
dem erfolgt die sog. Behandlungspflege in Form einer durch den Arzt delegierten Leistung auch 
durch Berufsgruppen wie die Medizinischen Fachangestellten.  
 
Satz 2 ist eine unnötige Doppelung zu § 4 PflBG. 
 
Die Regelung des § 15a SGV V sollte sich auf die Definition der Pflegefachpersonen und die Def-
inition der erweiterten heilkundlichen Aufgaben beschränken.  
 
Zudem legt der Bezug auf die „gleichwertige Qualifikation“ im derzeitigen Absatz 1 Satz 3 den 
Fokus auf die hochschulische Ausbildung und kann damit in Frage stellen, ob 
nichthochschulische Qualifikationsmaßnahmen ausreichend sind; deshalb erscheint eine Umfor-
mulierung angezeigt. Der derzeitige Satz 4 ist als Klarstellung gedacht, könnte aber in einer ab-
strakten Formulierung, wie sie im Folgenden vorgeschlagen wird, entfallen.  
 
Es wird dringend um folgende Änderungen gebeten:  
 

- § 15a Abs. 1 Sätze 1 und 2 SGB V sind zu streichen.  
 

- Abs. 2 des Entwurfs wird zu Abs. 1 
 

- Absatz 2 sollte wie folgt umformuliert werden:  
 
„Erweiterte heilkundliche Leistungen von Pflegefachpersonen gehen über die selbstän-
dige Ausübung von Heilkunde hinaus, zu der die Kompetenzen im Rahmen der regelhaf-
ten Berufsausbildung nach Teil 2 des Pflegeberufegesetzes vermittelt werden. Sie können 
im Rahmen der jeweils erworbenen Kompetenzen von Pflegefachpersonen mit einer Er-
laubnis nach § 1 Satz 2 des Pflegeberufegesetzes oder von Pflegefachpersonen mit einer 
anderen Qualifikation, die zur Erbringung der erweiterten heilkundlichen Leistungen be-
fähigt, erbracht werden. [Die Qualifikation kann sich dabei auch auf andere als die in § 37 
Absatz 1 Nummer 6 bis 8 des Pflegeberufegesetzes benannten erweiterten heilkund-
lichen Aufgaben beziehen.] 
 

- Zu § 8 Abs. 3c SGB XI-RE 
 
Mit finanzieller Förderung der Spitzenverbände Bund der Pflegekassen und der Krankenkassen 
im Umfang von 10 Millionen bis 2030 können wissenschaftliche Expertisen zur konkreten 
Ausgestaltung der Inhalte von pflegerischen und heilkundlichen Leistungen, die durch 
Pflegefachpersonen erbracht werden können, erstellt werden.  
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Laut Begründung soll ein sektorenübergreifender Katalog der Aufgaben von Pflegefachpersonen 
auf Grundlage vorhandener Qualifikationen erstellt werden, mit Aufgabenbeschreibungen und 
Empfehlungen für Mindestinhalte für Weiterbildungen.  
 
Der Ansatz einer wissenschaftlichen Entwicklung wird begrüßt. Allerdings ist dafür Sorge zu tra-
gen, dass auch die Praxistauglichkeit erhalten bleibt. Hierfür ist die Anhörung der Organisationen 
der Pflegeberufe vorgesehen, weitere geeignete Fachorganisationen können beteiligt werden. Es 
ist wichtig, dass hier auch die Verbände der Leistungserbringer- und Schulträger ein Anhörungs-
recht erhalten. Dies erleichtert auch die anschließend wünschenswerte Transmission in (leis-
tungsrechtliche) Regelungen.   
 
Aufgrund der zu § 15a SGB V-RE dargelegten Vorbehalte gegenüber einer Herausnahme der 
heilkundlichen Tätigkeiten aus dem Begriff der pflegerischen Tätigkeiten wird zudem eine Umfor-
mulierung angeregt.  
 
Es werden folgende Änderungen vorgeschlagen:  
 
▪ „…wissenschaftliche Expertisen zur konkreten Ausgestaltung der Inhalte von pflegerischen 

und, einschließlich heilkundlichen, Leistungen des Fünften und Elften Buches, die durch 
Pflegefachpersonen gestaffelt nach Qualifikationsniveau nach Maßgabe von § 15 des 
Fünften Buchs erbracht werden können.“ 
 

▪ Ergänzung des Satzes 4  
 
„… fachliche Expertise der maßgeblichen Organisationen der Pflegeberufe auf Bundesebene 
nach § 118a in geeigneter Art und Weise einzubeziehen und im Falle absehbarer erheblicher 
organisatorischer Auswirkungen die Expertise der Verbände der Leistungserbringer - und 
Schulverbände auf Bundesebene.“ 
 

- Zu § 39 Abs. 1 SGB V-RE – Pflege als Teil der Krankenhausleistungen 
 
Die vorgeschlagenen Begrifflichkeiten der pflegerischen, heilkundlichen und erweiterten heilkund-
lichen Leistungen in § 39 SGB V und auch in § 15a Abs. 1 sollten nochmals reflektiert  werden. 
Angesichts des geänderten Heilkundebegriffs in § 4a PflBG-RE kann eine pflegerische Leistung 
auch eine heilkundliche Leistung sein – nur ist nicht jede pflegerische Leistung auch eine 
heilkundliche Leistung. Die Differenzierung der Begriffe ist der Sache nach nicht erforderlich. 

 
Es wird daher für sinnvoll erachtet, die Änderung des § 39 SGB V auf den inhaltlich relevanten 
Aspekt der erweiterten heilkundlichen Leistungen zu beschränken:  

 
„(…) insbesondere ärztliche Behandlung (3 28 Abs. 1), Krankenpflege einschließlich der 
pflegerischen, heilkundlichen und erweiterten heilkundlichen Leistungen nach § 15a, Ver-
sorgung mit Arznei-, (…) 
 

- Zu § 4a PflBG-RE – Selbständige Heilkundeausübung 
 

Die Regelung zur selbständigen Heilkundeausübung durch die Pflege im Pflegeberufegesetz soll 
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der Stärkung der Pflege dienen und wird insoweit begrüßt. Es ist wichtig, diese Regelung im 
Berufsrecht und nicht im Leistungsrecht zu treffen, da es auch pflegerische Tätigkeiten außerhalb 
des Leistungsrechts gibt. 
 
Unter selbständiger Ausübung von Heilkunde wurde allerdings bislang auch die Entscheidung 
über das „Ob“ einer Behandlungsmaßnahme („Anordnung“ im Falle einer Delegation) verstanden 
und nicht die bloße Durchführung der Maßnahme. Mit der Regelung geht daher eine Veränder-
ung des Verständnisses der Begrifflichkeit „einer selbständigen Heilkundeausübung“ einher. Eine 
selbständige Heilkundeausübung kann auch die selbständige Durchführung einer ärztlich an-
geordneten Maßnahme sein.  
 
Allerdings legt der vorgeschlagene Wortlaut nahe, dass eine Ausbildung nach dem Pflegeberu-
fegesetz absolviert worden sein muss, was erst auf Ausbildungsbeginne ab dem Jahr 2020 
zutreffen würde.  
 
Erforderlich erscheint daher folgende Umformulierung des § 4a Abs. 1 S. 1 PflBG-RE:  
 

„Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 sind zur selbständigen Heilkundeausübung im 
Rahmen der nach diesem Gesetz erworbenen zu erwerbenden Kompetenzen befugt.“ 

 
 

- Zu § 73d SGB V-RE – Selbständige Erbringung von Leistungen durch Pflegefachpersonen im 
Rahmen der vertragsärztlichen Versorgung; selbständige Verordnung häuslicher Krankenpflege 
durch Pflegefachpersonen 
 
Angesichts eines Zeitraums von 15 Jahren, in dem aus verschiedenen Gründen der Weg von 
Modellprojekten nicht erfolgreich beschritten werden konnte, wird nachdrücklich begrüßt, dass 
dieser Weg verlassen wird und nunmehr Regelungen für die Regelversorgung getroffen werden.  
 
- Zu § 73d Abs. 1 Nr. 1 SGB V-RE - Katalog erweiterte heilkundlicher Maßnahmen 
 

Die leistungsrechtliche Festlegung eines Katalogs an erweiterten heilkundlichen Maßnahmen 
durch die Selbstverwaltung auf Bundesebene wird als pragmatischer Ansatz ausdrücklich be-
grüßt. Die Abgrenzung zwischen „Standard“-Aufgaben und erweiterten Aufgaben richtet sich 
nach dem Curriculum der beruflichen Pflegeausbildung. Es besteht ein großes Potenzial der 
Übernahme sonstiger Aufgaben, ohne dass sich dies abstrakt konkretisieren ließe. Ein indi-
vidueller Ansatz, der auf die bei einer einzelnen Pflegefachperson ganz konkret vorhandenen 
Kompetenzen abstellt, wäre organisatorisch schwer abbildbar. Daher sind klare Kataloge 
hilfreich, die –unabhängig von konkreten Personen – die Entwicklung von Standards möglich 
machen und die entsprechend zusätzlich erwerbbarer Kompetenzen von Pflegefachpersonen 
kontinuierlich erweitert werden können.  
 
Zu begrüßen ist, dass auch Weiterbildungen zu berücksichtigen und berufliche Erfahrungen 
berücksichtigungsfähig sind. Um späteren Diskussionen vorzubeugen, wäre es sinnvoll die 
Qualifikationen nach § 14 PflBG ausdrücklich im Gesetz und nicht nur in der Begründung zu 
nennen.  
 
Zu kritisieren ist, dass diese Entwicklung zunächst auf den vertragsärztlichen Sektor 
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beschränkt wird und damit die Kassenärztliche Vereinigung faktisch erheblichen Einfluss 
darauf haben wird, was zukünftig an selbständiger Leistungserbringung geschieht.  
 
Wie in der Begründung zutreffend ausgeführt wird, unterliegt der stationäre Krankenhaus-
bereich diesbezüglich keinen Restriktionen. Faktisch werden die ambulant gesetzten Stand-
ards jedoch Ausstrahlungswirkung haben, zumal ein großer Teil der Behandlungen an den 
Krankenhäusern zwischenzeitlich in ambulanten Formen erfolgt. In der Begründung zu Abs. 3 
wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass sich Krankenhäuser und Rehabilitationseinrich-
tungen neben den fachlichen Empfehlungen nach § 8 Abs. 3c SGB XI auch an dem Rahmen-
vertrag orientieren sollen. 
 
Es ist daher keinesfalls akzeptabel, dass der Entwurf – anders als für die stationären Pflegee-
inrichtungen - keine Beteiligung der Deutschen Krankenhausgesellschaft an der Verhandlung 
des Rahmenvertrags nach § 73d SGB V-RE vorsieht.  
 
Die BWKG-Geschäftsstelle sieht daher folgende Ergänzung für eine Beteiligung der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft für dringend erforderlich:  
 

„Die Spitzenorganisationen nach § 13d Abs. 1 Satz 1 und die Kassenärztliche Ver-
einigung vereinbaren unter Beteiligung der Vereinigungen der Träger von stationären 
Pflegeeinrichtungen nach § 71 Abs. 2 SGB XI und der der Deutschen Kranken-
hausgesellschaft in einem Rahmenvertrag bis zum 31. Dezember 2025 …“ 

Zudem muss – wenn nicht in diesem Gesetz, dann jedenfalls zeitnah – auch für stationäre 
Pflegeeinrichtungen die Möglichkeit eröffnet werden, nicht nur Ort einer Erbringung erweiter-
ter Pflegemaßnahmen zu sein, sondern selbst als Leistungserbringer zu agieren, wie dies ja 
derzeit auch bei der rahmenvertraglich geregelten Behandlungspflege der Fall ist. Die er-
weiterten Maßnahmen bieten einen Anlass mehr, die systematisch fragliche Ansiedelung der 
Behandlungspflege in den stationären Einrichtungen im SGB XI-Leistungsbereich zu 
beenden und direkte Leistungsbeziehungen der stationären Pflegeeinrichtungen mit den 
Krankenkassen zu begründen. Diese wird dann auch eine dringende finanzielle Entlastung 
für die Heimbewohnerinnen und -bewohner bedeuten.  
 

- Zu § 73d Abs. 1 Nr. 2 SGB V-RE - Katalog zulässiger selbständiger Folgeverordnungen samt 
Hilfsmittel 
 
Diesbezüglich wird auf das zu Nr. 1 Ausgeführte verwiesen und ergänzend auf Folgendes 
hingewiesen:  

 
Zu hinterfragen ist, ob auch die Folgeverordnungen für die häusliche Krankenpflege ein-
schließlich der für die Maßnahmen benötigten Hilfsmittel tatsächlich von bestimmten Kompe-
tenzen abhängig gemacht werden müssen oder ob sie nicht generell bei Pflegefachpersonen 
zugelassen werden können, so dass sich die Entscheidung der Rahmenvertragspartner 
darauf beschränkt, um welche Leistungen es sich handelt. Nur so werden sich spürbare Ent-
lastungspotenziale erschließen lassen.  
 
Angeregt wird folgende Änderung:  
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„einen Katalog an Leistungen (…), die Pflegefachpersonen, abhängig von den er-
worbenen Kompetenzen, selbständig als Folgeverordnung veranlassen können…“. 

 
- Zu § 73d Abs. 4 SGV V-RE – Übertragung durch den Vertragsarzt 

 
Die Regelung, dass der Vertragsarzt/die Vertragsärztin einer Pflegefachperson die selbständige 
Ausübung übertragen kann, hält am Bild einer Einzelarztpraxis fest, die es zunehmend weniger 
gibt. Viele Ärzte arbeiten zwischenzeitlich in MVZ oder sind angestellt. Es muss auch möglich 
sein, dass z. B. die Leitung eines MVZ die Entscheidung für alle im MVZ tätigen Ärzte übernimmt. 
Insoweit müsste offener auf den vertragsärztlichen Leistungserbringer abgestellt werden: 
 

„Der vertragsärztliche Leistungserbringer Vertragsarzt kann einer…“,  
 

Nach Auffassung der BWKG-Geschäftsstelle kann Absatz 4 allerdings in Gänze gestrichen 
werden. Der Rahmenvertrag nach § 73d SGB V-RE legt – unabhängig von konkreten Personen – 
eine Übertragbarkeit kraft Kompetenzen fest. Ob der einzelne vertragsärztliche Leistungserbringer 
die Aufgabe übertragen möchte, bleibt – unabhängig von der gesetzlichen Regelung - in seiner 
Entscheidung und haftungsrechtlichen Verantwortung.   

- Zu § 87 Abs. 2a SGB V-RE - Bundesmantelvertrag, einheitlicher Bewertungsmaßstab, bun-
deseinheitliche Orientierungswerte 
 
Von praktisch hoher Bedeutung ist eine Vergütung der Leistungen, welche auf Pflegekräfte über-
tragen werden, im Rahmen des EBM.  
 
In § 87 Abs.2a SGB V-RE ist ein Verweis auf § 73d Abs. 2 SGB V vorgesehen. § 73d Abs. 2 
SGB V beinhaltet allerdings die Festlegung zum Verfahren bei einer Nichteinigung auf einen 
Rahmenvertrag nach § 73 d Abs. 1 SGB V. Es wird daher von einem Redaktionsversehen ausge-
gangen und angenommen, dass ein Verweis auf Abs. 1 gemeint ist.  
 
Die durch Pflegefachpersonen erbrachten Leistungen sollen nicht mehr unter die allgemeine Del-
egationsregelung in § 28 Abs. 1 Satz 2 SGB V gefasst werden, sondern die selbständige Er-
bringung von Leistungen durch Pflegefachpersonen soll gesondert geregelt werden.  
 
Die vorgeschlagene Einfügung des neuen § 73 d SGB V ergänzend zu den Fällen des § 28 Abs. 
1 Satz 2 SGB V irritiert allerdings. Denn im Rahmen des § 28 Absatz 1 Satz 2 SGB V kommt der 
Formulierung „qualifiziert erbracht“ eine wichtige regulierende Bedeutung zu, die bei der Leis-
tungserbringung nach § 73d SGB V überflüssig erscheint, da die erforderliche Qualifikation dort 
bereits durch den Rahmenvertrag festgelegt wird, so dass es primär um die Festlegung einer 
angemessenen Vergütung geht. 
 
Dies spricht für eine gesonderte Regelung für Leistungen nach § 73d SGB V in einem eigenen 
Satz. Hierfür spricht auch die Tatsache, dass eine Fristvorgabe gesetzt werden sollte, um die 
Umsetzung zu beschleunigen.  
 
Es wird daher die Streichung der vorgesehenen Einfügung und stattdessen die Einfügung der fol-
genden neuen Sätze 10 und 11 in Abs. 2 a gefordert:  

 
„In die Überprüfung und Anpassung des einheitlichen Bewertungsmaßstabes nach Absatz 2 
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Satz 2 sind auch die Leistungen durch Personen nach § 73 d Absatz 1 einzubeziehen, für die 
eine angemessene Vergütung zu regeln ist. Die Ergebnisse der Überprüfung haben erstmalig 
… [6] Monate nach Inkrafttreten des Rahmenvertrags nach § 73 Abs. 1 SGB V in Kraft  zu 
treten.“ 
 

Die darauffolgenden Sätze verschieben sich entsprechend der Einfügung 

 

Fazit: Wir begrüßen es sehr, dass Pflegefachkräften (Pflegepersonen) mehr Kompetenzen 

zugesprochen werden sollen. Aber auch hier bleibt der Entwurf auf halbem Weg stehen.  
 

8. Änderungen des Wohn- und Betreuungsvertragesgesetzes 
(WBVG) 

 
Nachdem sich das Pflegekompetenzgesetz abweichend vom Begriff und der 
ursprünglichen Intention offenbar zum sog.Omnibusgesetz entwickeln soll, for-

dern wir dringend die überfällige Änderung des Wohn- und Betreuungsver-
tragsgesetzes und verweisen insoweit auf unser Postionspapier vom Novem-
ber 2023. 
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